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Vorwort 

Der vorliegende Studienbrief nimmt mit dem transnationalen Regieren einen 
Regelungskontext in den Blick, dem von der aktuellen Forschung zu Global 
Governance in den letzten Jahren starke Beachtung geschenkt wurde. Ein 
wichtiger Grund für dieses starke Interesse der Forschung am Gegenstand 
dieses Studienbriefs liegt in der wachsenden Bedeutung von Formen des 
transnationalen Regierens, die diese in den letzten beiden Jahrzehnten in der 
globalen Politik erfahren haben. Dieser Studienbrief versammelt theoretisch-
konzeptionelle Beiträge und empirisch-analytische Fallstudien, die eine Ge-
samtschau auf das Phänomen des transnationalen Regierens und eine nor-
mative Bewertung der darin angewandten Verfahren und von dessen Wir-
kungen erlauben. Der Studienbrief kann als ein „Gesamtprojekt“ verstanden 
werden, dessen Fallstudien sich auf einen einheitlichen theoretisch-
konzeptionellen Rahmen beziehen und diesen in fünf Fallstudien empirisch 
stringent „abarbeiten“.   

Es stellt einen Glücksfall dar, dass das hier versammelte Autorenteam in den 
letzten Jahren innerhalb von einzelnen Projekten (z. B. innerhalb des von 
Prof. Dr. Klaus Dieter Wolf geleiteten DFG-Projekts „Unternehmen als Nor-
munternehmer? Möglichkeiten und Grenzen privatwirtschaftlicher Selbstre-
gulierung im Rahmen von Global Governance“) ein Forschernetzwerk zum 
transnationalen Regieren entwickelt hat. Einzelne empirische Fallstudien stüt-
zen sich zudem auf die Ergebnisse individueller Projekte (z. B. von Dissertati-
onen). Ich danke meinen Kollegen Prof. Dr. Thomas Conzelmann (Universiteit 
Maastricht) und Prof. Dr. Klaus Dieter Wolf (Hessische Stiftung Friedens- und 
Konfliktforschung, Frankfurt) für die kooperative und intellektuell spannende 
Zusammenarbeit im Team der Initiatoren und Verantwortlichen für diesen 
Studienbrief. Zu großem Dank sind wir auch den anderen Autorinnen und 
Autoren des Studienbriefs verpflichtet, die als Angehörige der HSFK, der 
FernUniversität in Hagen oder eines privaten Unternehmens Zeit und Mühe 
nicht gescheut haben, um die Früchte ihrer langjährigen Projekte in diesen 
Studienbrief einfließen zu lassen.            

Studierende des MA-Studiengangs „Governance“ werden von diesem Studi-
enbrief in vielfacher Hinsicht profitieren. Mit dem Studienbrief sind insbeson-
dere folgende Lernziele verknüpft:  

 Der Studienbrief führt in Fragestellungen, theoretische Konzepte 
und Erklärungen ein, die für die Analyse des transnationalen Regie-
rens von Bedeutung sind. 

 Der Studienbrief vermittelt vertiefte Kenntnisse über die Empirie 
des transnationalen Regierens in unterschiedlichen Politikbereichen.  

 Der Studienbrief ermöglicht eine vergleichende Perspektive auf die 
Triebkräfte, die Relevanz einzelner Erklärungsansätze und die Leis-
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tungen des transnationalen Regierens und eine Bewertung normati-
ver Aspekte.   

Wir sind Ulrike De Stena vom Lehrgebiet „Internationale Politik“ für die viel-
fältige und unermüdliche Unterstützung bei der editorischen Bearbeitung der 
Manuskripte und für die organisatorische Betreuung des Projekts zu großem 
Dank verpflichtet. Unser besonderer Dank gilt auch Sophia Hose, die als stu-
dentische Hilfskraft am Lehrgebiet wertvolle Dienste bei der Formatierung 
des Studienbriefes geleistet hat sowie Philip Scheffler für die große Hilfe bei 
der Erstellung des Literaturverzeichnisses.   

 

Hagen im April 2013  Prof. Dr. Helmut Breitmeier 
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1 Einleitung 

Welchen Beitrag leistet das transnationale Regieren für die Bearbeitung 
grenzüberschreitender Probleme?  Erfüllt es die Erwartungen, die in die Ein-
bindung privater Akteure in das globale Regieren gesetzt werden? Die lange 
vorherrschende Dominanz des zwischenstaatlichen Regierens ist durch die 
eindrucksvolle Zunahme von privaten und halbprivaten Formen des Regierens 
in den letzten beiden Jahrzehnten gebrochen worden. Ein Grund hierfür be-
steht einerseits darin, dass internationale Institutionen die in sie gesetzten 
Erwartungen bei der Problemlösung in der Vergangenheit nicht immer erfül-
len konnten. Darüber hinaus ist aber auch erkannt worden, dass die oftmals 
vorhandene Komplexität der vom globalen Regieren zu bearbeitenden Prob-
leme eine zusätzliche Einbindung privater Akteure geradezu erfordert. Denn 
das zwischenstaatliche Regieren konzentriert sich auf die Einbeziehung von 
Staaten als verantwortliche Regelungssubjekte. Es bezieht aber noch immer 
jene Regelungsadressaten nicht direkt mit ein, die zur Verursachung dieser 
Problemlagen ganz wesentlich beitragen und die Expertise zur Problembear-
beitung beisteuern und den Staat beim Regieren unterstützen können. 
Transnationale Unternehmen und zivilgesellschaftliche Akteure sind zu Be-
ginn des 21. Jahrhunderts mehr denn je in Prozesse und Formen des globalen 
Regierens eingebunden.  

Dieser Studienbrief beleuchtet die Entwicklung des transnationalen Regierens 
und richtet einen Blick auf die empirische Entwicklung des transnationalen 
Regierens. Er beginnt mit der Vermutung, dass das transnationale Regieren 
gar kein völlig neues Phänomen auf der Weltbühne darstellt. Daher beginnt 
der Studienbrief mit einer Spurensuche nach den historischen Vorläufern des 
transnationalen Regierens. Diese reichen – so wird in den kommenden Kapi-
teln deutlich – viele Jahrhunderte zurück. Die Existenz historischer Kontinui-
tätslinien sollte aber gleichzeitig nicht den Bick darauf verstellen, dass es sich 
beim transnationalen Regieren um transnationale Formen politischer Ord-
nung handelt, deren Entstehung, Funktionsweise und Leistung an modernen 
Maßstäben gemessen werden muss. In den folgenden Kapiteln 2 bis 4 wer-
den zunächst theoretisch-konzeptionelle Grundlagen für die weitere empiri-
sche Analyse des transnationalen Regierens gelegt. Im Anschluss daran wird 
das transnationale Regieren in Kapitel 5 in verschiedenen Bereichen empirisch 
beschrieben.     

Der historische Faden – Vorläufer des transnationalen Regierens 

In Kapitel 2 legt Klaus Dieter Wolf den Blick für die historischen Vorläufer des 
transnationalen Regierens frei. Er bezweifelt die allgemeine Auffassung,  dass 
es sich dabei um ein in der Geschichte vollkommen neues Phänomen han-
delt. In gleicher Weise wird kritisch hinterfragt, ob der moderne Rechts- und 
Interventionsstaat  – wie er sich insbesondere innerhalb der OECD-Welt ent-



 
Einleitung 16 

wickelt hat – als genereller Bezugspunkt für die Bewertung der Performanz 
von moderner Staatlichkeit gelten kann. In diesem Zusammenhang wird ar-
gumentiert, dass die Allzuständigkeit des Staates, wie sie während des gol-
denen Zeitalters zu beobachten war, historisch betrachtet eine Ausnahme 
war und somit keinesfalls den Normalfall darstellte.  

Wie der Beitrag zunächst zeigt, kann das innerhalb des Bremer Sonder-
forschungsbereichs behandelte Thema von „Staatlichkeit im Wandel“  an 
theoretische Vorläufer anknüpfen, welche die immer offensichtlicher wer-
denden Steuerungsprobleme des modernen Staates behandeln. Eines von 
vielen Beispielen hierfür stellt die Korporatismusforschung dar, welche die 
Praxis zunehmender Einbindung wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Inte-
ressengruppen als eine erwünschte Option sozialer und politischer Steuerung  
erachtete.  

Einen weiteren Versuch, die Defizite staatlicher Steuerungsfähigkeit zu kom-
pensieren, bildete die Ausweitung des internationalen Regierens. Die Staa-
tenwelt intensivierte zunächst das Regieren in zwischenstaatlichen Institutio-
nen, um den mit der De-nationalisierung eingetretenen Verlust von Problem-
lösungsfähigkeit zu kompensieren. Der dadurch erzielte Rückgewinn an 
Steuerungsfähigkeit und das erzielte Maß an Problemlösung blieben aber in 
vielen Fällen unzureichend, weil die erforderlichen Verhaltensänderungen von 
nichtstaatlichen Regelungsadressaten durch das rein zwischenstaatliche Re-
gieren nicht in hinreichendem Maße hergestellt werden konnte. Es war daher 
nahezu zwangsläufig, dass das Regieren jenseits des Nationalstaats nicht län-
ger auf den Ausschnitt der Staatenwelt begrenzt bleiben konnte und zuneh-
mend nichtstaatliche Akteure in verschiedenen Formen der öffentlich-
privaten „Ko-Performance von Governance“ eingebunden wurden.  

Die historischen Vorläufer des transnationalen Regierens reichen  bis zur „lex 
mercatoria“ zurück, die im Hoch- und Spätmittelalter den Rahmen für Han-
delsgeschäfte unter Kaufleuten bildete. Der Beitrag geht auf historische Spu-
rensuche und verweist auf politisch relevante und wirksame Kontexte des 
transnationalen Regierens, die viele Jahrhunderte zurückreichen. Dadurch 
erscheinen – so wird argumentiert – das relativ kurze goldene Zeitalter des 
Staates und die damit verbundene Abgrenzung von Rollen zwischen Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft eher als Ausnahmen.  

Die empirische Relevanz der Existenz frühmoderner Vorläufer des transnatio-
nalen Regierens veranschaulicht der Beitrag am Beispiel der großen Handels-
gesellschaften, die seit dem frühen 17. Jahrhundert entstanden sind. Han-
delsgesellschaften wie die britische Ostindische Handelskompanie, die nieder-
ländische Vereenigde Oostindische Compagnie, die Hudson’s Bay Company 
oder die British South Africa Company verkörperten damals die funktionale 
Verknüpfung zwischen der Wahrnehmung ökonomischer Interessen und öf-
fentlichen Ordnungsaufgaben. Diese reichten  letztlich bis hin zur militäri-
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schen Beherrschung überseeischer Gebiete durch privat organisierte Staats-
gewalt.  

Die vier Handelsgesellschaften werden in dem Beitrag darauf hin untersucht, 
welche transnationalen Governance-Beiträge sie damals erbracht haben. Das 
Raster für die jeweilige empirische Erfassung dieser Beiträge stellen jene Di-
mensionen dar, welche für die moderne Staatlichkeit prägend sind: die Res-
sourcendimension, die Rechtsdimension, die Legitimitätsdimension und die 
Wohlfahrtsdimension. Die Analyse kommt zu dem Befund, dass die betrach-
teten Handelsgesellschaften die ihnen verliehenen staatlichen Hoheitsrechts-
rechte dazu verwendeten, um ihren wirtschaftlichen Profit zu mehren. Dies 
gelang ihnen letztlich aber nur dann, wenn sie zusätzlich die Bereitstellung 
öffentlicher Güter wie Recht, Sicherheit und Ordnung gewährleisteten – was 
mit hohen finanziellen Kosten verbunden war und zu einer Überdehnung  
der Handelsgesellschaften führte und deren Niedergang nach sich zog.  

Bei der Wahrnehmung ihrer Staatsaufgaben in den Kolonien erfüllten die 
Handelsgesellschaften zwar die Ressourcen- und Rechtsdimension. Demge-
genüber blieb die Wohlfahrtsdimension in den Zeiten des Kolonialismus un-
verwirklicht und die Handelsgesellschaften agierten in ihrem Profitstreben 
verantwortungslos. Der Beitrag konfrontiert die von den Handelsgesellschaf-
ten geleisteten Governance-Funktionen mit modernen Legitimitätsansprü-
chen und konstatiert in dieser Hinsicht ein Scheitern. Er veranschaulicht, dass 
die Handelsgesellschaften nicht nur die soziale Wohlfahrt der ihnen unter-
worfenen Bevölkerung missachteten, sondern sie übten gegenüber dieser 
Bevölkerung auch keine Rechenschaft aus und verletzten – nach heutigen 
Maßstäben –deren Selbstbestimmungsrecht. Das Beispiel der Handelsgesell-
schaften zeigt, dass die heute vermehrt feststellbare öffentlich-private Ko-
Produktion von Governance-Funktionen durch das transnationale Regieren 
kein Novum darstellt. Aber es wird im Gegensatz zu seinen historischen Vor-
läufern von neuen Akteurskonstellationen und Interaktionsmustern geprägt. 
Einerseits kann die Zivilgesellschaft heute vermehrt Druck auf das transnatio-
nale Regieren ausüben. Damit droht jenen Akteuren, die Governance-
Funktionen ausüben, im Falle des Verstoßes gegen das Gemeinwohl ein Re-
putationsverlust. Andererseits bleiben viele private Beiträge zum globalen 
Regieren freiwillig und rechtlich unverbindlich. Daher wecken diese Beiträge 
oftmals Zweifel im Hinblick auf ihre Verlässlichkeit und Rechen-
schaftspflichtigkeit. 

Konzepte, Leitfragen und Erklärungsansätze 

Thomas Conzelmann unternimmt in Kapitel 3 verschiedene Schritte, um wei-
tere konzeptionelle Grundlagen zu legen und die analytischen Leitfragen des 
Studienbriefs darzustellen. Ein erster Schritt besteht darin, das Konzept des 
„Transnationalen Regierens“ vom breiteren Konzept des „Globalen Regie-
rens“ (Global Governance) abzugrenzen. Durch die zunehmende Komplexität 
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grenzüberschreitender Probleme, die Ausdifferenzierung der transnationalen 
Zivilgesellschaft und die Bedeutung transnationaler Unternehmen wurden in 
das zwischenstaatliche Regieren neben dem Staat zusätzliche Akteurstypen 
mit einbezogen. Zudem entstanden neue Formen des öffentlich-privaten und 
privaten Regierens auf der Ebene jenseits des Nationalstaats. Der Begriff der 
„Global Governance“ deckt somit das Zusammenwirken verschiedener For-
men von Governance-Systemen ab. Sie beinhalten zwischenstaatliche und 
private Formen bzw. öffentlich-private Mischformen des Regierens, die sich in 
verschiedenen territorialen Einheiten (global und regional) jenseits des Natio-
nalstaates entwickelt haben. Sie beziehen dabei unterschiedliche Ebenen des 
Regierens (von lokal bis global) mit ein. Ihr inhaltlicher Zuschnitt – und damit 
auch die Grenzen ihrer Zuständigkeit – werden häufig von jenen sektoralen 
Problemen bestimmt, für deren funktionale Bearbeitung diese Governance-
Systeme geschaffen wurden. Im Gegensatz zum Staat kann das Regieren 
innerhalb von Global Governance in geringerem Maße auf vertikale Elemente 
der Kontrolle und Durchsetzung von Recht („governance without govern-
ment“) zurückgreifen. Innerhalb dieser komplexen Definition von Global 
Governance bildet das transnationale Regieren einen Teilbereich, den man als 
jene Regelungsstrukturen auffassen kann, an denen private Akteure als direk-
te Adressaten der Regulierung oder als eigenständige Regulierer beteiligt 
sind. Diese Eingrenzung des Begriffs des “transnationalen Regierens“ hat zur 
Folge, dass die empirische Analyse in den späteren Kapiteln des Studienbriefs 
(Kapitel 5.1 bis 5.5) die Bereiche des zwischenstaatlichen Regierens ausblen-
det. Ebenso unberücksichtigt bleiben solche Kontexte des globalen Regie-
rens, in denen transnationale Akteure  überwiegend Rollen als Lobbyisten 
oder Mitglieder von staatlichen Verhandlungsdelegationen ausüben, ohne 
dass sie den Status als eigenständige Regulierer annehmen.   

In einem zweiten Schritt wird eine Typologie entwickelt, die unterschiedliche 
Formen der Verantwortungsteilung zwischen öffentlichen und privaten Akt-
euren beim globalen Regieren erfasst. Dabei werden fünf Idealtypen des glo-
balen Regierens unterschieden.  Das rein-öffentliche Regieren (Beispiel: Welt-
handelsorganisation) bzw. das autarke private Regieren (Beispiel: Mafia) 
stellen die beiden „Extreme“ unter diesen fünf Idealtypen dar, die durch die 
Typen der Konsultation und Kooptation, der Ko-Regulierung und der privaten 
Selbstregulierung ergänzt werden. Dieser Typologie liegt die Ausgangsvermu-
tung zugrunde, dass der Grad der Autonomie der involvierten Hauptakteure 
(öffentliche bzw. private Akteure) vom jeweiligen Idealtyp abhängig ist. Die 
Frage nach der Autonomie dieser Akteure stellt sich einerseits mit Blick auf 
das Agenda-Setting, die Entscheidungsfindung und Umsetzung bestimmter 
Regelungen (also bei der Normgenese, Normsetzung und Normumsetzung). 
Darüber hinaus wird aber auch gefragt, wie autonom die in den Formen des 
transnationalen Regierens getroffenen Regelungen gegenüber dem zwi-
schenstaatlichen Regieren sein können.   
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Öffentliche Akteure verfügen demnach in rein-öffentlichen Institutionen des 
Regierens über ein besonders hohes Maß an Autonomie, weil sie darin über 
die alleinige Entscheidungskompetenz verfügen. Die Autonomie privater Ak-
teure nimmt demgegenüber von der Ko-Regulierung, über die private Selbst-
regulierung bis zum autarken privaten Handeln immer mehr zu. Da im Studi-
enbrief der Blick auf das transnationale Regieren gerichtet ist, wird sich die 
weitere Analyse auf diese drei Idealtypen konzentrieren.        

Welche Erklärungen gibt es für die Entstehung der verschiedenen Formen des 
transnationalen Regierens? Der Beitrag führt drei unterschiedliche Erklä-
rungskräfte für die Triebkräfte des transnationalen Regierens an: i) Ein funk-
tionaler Erklärungsansatz geht davon aus, dass private Akteure die Bildung 
privater Formen des Regierens forcieren, weil sie von Problemen besonders 
betroffen sind und/oder über besondere problemlösungsrelevante Ressour-
cen verfügen; ii) Eine macht- und interessenpolitische Erklärung konzentriert 
sich auf die Beantwortung der Frage, wie das Interesse und die Machtres-
sourcen einzelner Akteure die Entstehung des transnationalen Regierens be-
einflussten; iii) Diskursive Ansätze erklären dieses Phänomen als Folge öffent-
licher Diskurse, in deren Verlauf die Regelungsbeteiligten und -adressaten 
bestimmte Lösungen als geeignet wahrnehmen.  

Abschließend entwickelt der Beitrag von Thomas Conzelmann ein Raster zur 
normativen Bewertung der Governance-Leistungen privater Akteure. Die In-
put- und Output-Legitimität stellen dabei zentrale Bezugspunkte für die Be-
schäftigung mit den Grundlagen der Legitimität des transnationalen Regie-
rens dar. Die Ableitung und inhaltliche Beschreibung der normativen Kriterien 
führt zu Prüffragen, die für eine Bewertung des transnationalen Regierens 
dienen. Diese Prüffragen beziehen sich auf vier Bereiche: Erstens stellt sich für 
die weitere empirische Analyse in diesem Studienbrief die Frage, ob Regelun-
gen des transnationalen Regierens in die Selbstbestimmungsrechte von Indi-
viduen oder sozialen Kollektiven eingreifen bzw. ob ein (und welcher) Legiti-
mitätsbedarf vorhanden ist. Zweitens wird die Output-Legitimität dieser 
Regelungen untersucht und gefragt, ob allgemein anerkannte Zielsetzungen 
verfolgt werden, ob die bestehenden Zielsetzungen erreicht werden und wel-
chen Beitrag private Akteure in diesem Zusammenhang leisten. Drittens wird 
das transnationale Regieren mit der Messlatte der Input-Legitimität konfron-
tiert. In diesem Zusammenhang werden u. a. die für die Mitwirkung sozialer 
Gruppen angewendeten Verfahren und die Rückbindung privater Akteure an 
die von Ihnen vertretenen Gruppen geprüft. Viertens wird schließlich analy-
siert, welches Legitimitätsdefizit sich aus dem ermittelten Legitimitätsbedarf 
und dem ermittelten Ausmaß der Input- und Output-Legitimität ergibt.      

Die Empirie des transnationalen Regierens 

Im  anschließenden Kapitel 4 leiten Helmut Breitmeier, Melanie Coni-Zimmer 
und Annegret Flohr die empirische Beschreibung des transnationalen Regie-
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rens ein. Ein Ziel dieses Kapitels besteht darin, verschiedene Typen transnati-
onaler Akteure voneinander abzugrenzen und die generelle Entwicklung die-
ser Akteure zu veranschaulichen. Dabei werden fünf ausgewählte Typen 
transnationaler Akteure näher betrachtet: NGOs, transnational tätige Unter-
nehmen, transnationale Gewaltakteure, religiöse Akteure und Wissenschafts-
akteure. Jeder dieser Akteure wird zunächst definitorisch bestimmt. Damit ist 
auch das Ziel verbunden, die Handlungsrationalitäten und Strategien dieser 
Akteure zu beschreiben. Die Wahl einer relativ breiten Palette von verschie-
denen Akteuren des transnationalen Regierens ermöglicht es, die Varianz in 
der Bedeutung gewinn- und gemeinwohlorientierter Handlungsrationalitäten 
für einzelne Akteurstypen herauszuarbeiten. Es wird deutlich, dass die einzel-
nen transnationalen Akteure sich jeweils von einer spezifischen Handlungsra-
tionalität leiten lassen. Aber selbst die überwiegend an der Verwirklichung 
gemeinwohlorientierter Ziele interessierten NGOs sind nicht ganz frei von 
gewinnorientiertem Handeln, weil sie zur Finanzierung ihrer Kampagnen 
auch eigene wirtschaftliche Aktivitäten entwickeln müssen.  

Einen weiteren Aspekt bildet die Analyse des Rollenwandels transnationaler 
Akteure. Transnationale Akteure reagieren auf veränderte politische, wirt-
schaftliche und soziale Rahmenbedingungen. Sie können somit einen Rol-
lenwandel erfahren, der sich nicht nur auf die von ihnen angewandten Stra-
tegien, sondern letztlich auch auf ihr Selbstverständnis auswirkt. Gewaltsame 
Konflikte werden  einerseits von einem Bündel unterschiedlicher Faktoren 
verursacht, zu denen auch transnationale Gewaltakteure wie z. B. Befrei-
ungsbewegungen beitragen. In Post-Konfliktphasen müssen diese Akteure 
einen grundlegenden Rollenwandel vollziehen und Formen des zivilen Kon-
fliktaustrags erlernen. Wissenschaftsakteure treten aus ihrer traditionellen 
Funktion zur Bereitstellung problemlösungsrelevanten Wissens zunehmend 
heraus und agieren auch „politisch“ als Mahner und Frühwarnsysteme gegen 
den Klimawandel und andere Risiken.  

Die Beschäftigung mit den fünf Typen transnationaler Akteure zeigt überdies, 
auf welch unterschiedliche Legitimitätsquellen sich diese Akteure stützen und 
welche Legitimitätsdefizite mit dem Handeln  einzelner Akteure verbunden 
sind. Wissenschaftsakteure beziehen ihre Legitimität ganz wesentlich aus 
dem Umstand, dass sie mit ihrem Expertenwissen den epistemischen Gehalt 
des transnationalen Regierens anreichern und Wissen über die Ursachen 
grenzüberschreitender Probleme bzw. zur Problemlösung bereitstellen. Re-
ligionsakteure leiten ihre Legitimität aus dem Gottesbezug ab, erfahren aber 
auch Anerkennung und Respekt für ihre soziale Arbeit (zum Beispiel in der 
Entwicklungshilfe). In einem säkularen Umfeld werden sie aber mit Forderun-
gen nach Teilhabe der Gläubigen an Entscheidungsprozessen in den Weltkir-
chen und nach einer Reform vormoderner religiöser Moralvorstellungen kon-
frontiert. Der Einsatz von NGOs für gemeinwohl-orientierte Ziele, ihre 
moralische Autorität und die Bereitstellung von Expertise für das transnatio-
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nale Regieren stellen wichtige Legitimitätsquellen dar. NGOs weisen aber 
auch Legitimitätsdefizite auf. Die Leitungsebene von NGOs ist zum Beispiel 
oftmals unzureichend an die Mitgliedschaft angebunden. Ein wichtiger Legi-
timitätsgrund für die Beteiligung transnationaler Unternehmen am transnati-
onalen Regieren besteht darin, dass durch deren Mitwirkung die Lösung 
grenzüberschreitender Probleme vorangetrieben und somit der Output des 
transnationalen Regierens verbessert wird. Die Einbeziehung von Unter-
nehmen in das transnationale Regieren kann aber auch kritisch bewertet 
werden, weil diese damit eine privilegierte Stellung im Politikprozess erlangen 
und ihre Privatinteressen verwirklichen können.  

Umwelt 

In Kapitel 5.1 betrachtet Sandra Schwindenhammer das transnationale Regie-
ren in der globalen Umweltpolitik. Der Beitrag beschreibt zunächst die wach-
sende Institutionen- und Regelungsdichte und die zunehmende Relevanz von 
transnationalen Akteuren der globalen Umweltpolitik. Mit den UN-
Konferenzen über Umwelt und Entwicklung von Rio (1992), dem Weltgipfel 
für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg (2002) und der UN-Konferenz 
für nachhaltige Entwicklung Rio plus 20 (2012) vollzog sich überdies ein Rol-
lenwandel privater Akteure. Nachdem transnationale Unternehmen und zivil-
gesellschaftliche Akteure in der zwischenstaatlichen Konferenzdiplomatie 
zunächst vor allem als Lobbyisten für ihre spezifischen Ziele aufgetreten wa-
ren, wuchsen sie in Rollen als umweltpolitische Regelungsbeteiligte hinein 
und blieben nicht mehr ausschließlich Regelungsadressaten. Unternehmen 
beteiligten sich vermehrt selbst- oder ko-regulierend an umweltpolitischer 
Regulierung, zum Beispiel in staatlich getragenen Initiativen, durch Mitwir-
kung in dem von den Vereinten Nationen initiierten Global Compact, oder 
durch branchenspezifische Selbstregulierungsarrangements. Auch zivilgesell-
schaftliche Akteure haben das Repertoire der Formen von Beteiligung, das 
sich lange auf die Ausübung einer Rolle als Anwälte für die Umwelt kon-
zentrierte, erweitert und haben sich zu eigenständigen Ko-Regulieren entwi-
ckelt.  

In zwei Fallstudien wird die Transnationalisierung des Regierens in diesem 
Kapitel schlaglichtartig illustriert. Einen Fall stellt die Regulierung der Versen-
kung von Offshore-Anlagen auf See dar. Diese Regulierung erfolgte ganz 
wesentlich durch den Protest von Greenpeace gegen die für 1995 geplante 
Versenkung der Offshore-Anlage Brent Spar, die von Shell Großbritannien in 
der Nordsee betrieben wurde. Dieser Protest führte zur unilateralen Selbst-
verpflichtung von Shell, von einer Versenkung der Brent Spar in der Nordsee 
abzusehen und diese landseitig zu entsorgen. Der damit durch unilaterale 
Selbstverpflichtung etablierte Standard stellte einen Präzedenzfall mit Aus-
strahlungskraft auf andere Unternehmen dar und hatte auch zur Folge, dass 
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sich die Vertragsstaaten der OSPAR-Konvention auf ein Verbot der Entsor-
gung von Offshore-Anlagen im Nordatlantik einigten.  

Als weiterer Fall wird die Global Reporting Initiative (GRI) behandelt, in der 
Unternehmen, zivilgesellschaftliche Akteure, Wissenschaftler und Ökonomen 
Standards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung entwickeln und anwenden. 
Seit 1999 wurden in Multi-Stakeholder-Treffen mehrere „Generationen“ von 
GRI-Richtlinien zur Nachhaltigkeitsberichterstattung entwickelt. Die ‚Coalition 
for Environmentally Responsible Economies (CERES)‘, die einen Zusammen-
schluss  aus Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Akteuren darstellt, bil-
dete den Anstoß für die Entwicklung der GRI-Richtlinien, deren vierte Gene-
ration im Jahr 2013 vorgestellt wurde. Eine funktionale Erklärung für die 
Entstehung der GRI-Richtlinien besteht darin, dass die ursprüngliche Frag-
mentierung der Berichtsvorschriften für die in CERES aktiven privaten Akteure 
nicht zufriedenstellend war und diese einen einheitlichen Code of Conduct 
bevorzugten. Eine interessenbasierte Erklärung verweist darauf, dass Unter-
nehmen mit Gründung der GRI ein Mittel zur Wiederherstellung von Reputa-
tion erwuchs. Mit der Nachhaltigkeitsberichtserstattung konnten sie der 
transnationalen Öffentlichkeit zeigen, dass sie den Forderungen nach nach-
haltigem Wirtschaften nachkommen. Der Beitrag verweist darüber hinaus 
auch auf die von der GRI ausgehenden Sozialisationseffekte, die eine Rele-
vanz sozial-konstruktivistischer Erklärungen nahelegen. Die GRI zeichnet sich 
durch relativ offene und inklusive Verfahren zur Beteiligung verschiedener 
Akteure aus, so dass mit Blick auf die Input-Legitimität eine gute Bilanz ge-
zogen werden kann. Auf der Output-Seite fällt auf, dass die Anzahl der GRI-
Nachhaltigkeitsberichte zwar stark gewachsen ist. Insgesamt gesehen berich-
tete bis zum Jahr 2010 aber nur ein Bruchteil der transnationalen Unterneh-
men unter Bezugnahme auf die GRI-Richtlinien.                

Finanzsektor 

Das transnationale Regieren im Finanzsektor behandelt Annegret Flohr in 
Kapitel 5.2. Für die Regulierung des Finanzsektors war der Staat bis zum En-
de des Bretton-Woods-Systems gewissermaßen ausschließlich alleine zustän-
dig. Danach wurde die Autorität über die Regulierung der Finanzmärkte zu-
nehmend privaten Akteuren überlassen. Die Finanzmärkte waren seitdem 
von internationaler Verflechtung und Komplexität, von Privatisierung und 
wiederkehrenden Problemlagen geprägt. Bis zum Ausbruch der Bankenkrise 
2007/08 bildete der Finanzsektor ein Paradebeispiel für die Transnationalisie-
rung des Regierens. Dies wurde zum Beispiel am wachsenden Einfluss von 
Credit-Rating-Agenturen und an einer Übertragung von Autorität an transna-
tionale Akteure für die Standardsetzung bei der Rechnungslegung deutlich. 
Ökonomische Akteure dominierten das transnationale Regieren im Finanzsek-
tor, wohingegen zivilgesellschaftliche Akteure – möglicherweise aufgrund der 
Komplexität des Problemfelds – im politischen Prozess unterrepräsentiert und 
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an der Regulierung wenig beteiligt waren. Die Privatisierung des Finanzsek-
tors führte seit den 70er Jahren immer wieder zu Gefahren für die Stabilität 
des internationalen Finanzsystems, denen mit einer „Transgouvernementali-
sierung“ des Regierens im Bankensektor begegnet wurde, die mit der Schaf-
fung des Baseler Ausschusses für Bankenaufsicht (1974) verbunden ist. Mit 
der Reform der Baseler Eigenkapitalverordnung, dem sogenannten Basel II, 
wurde 2004 der Weg zu einer weiteren „Transnationalisierung“ beschritten.   

Doch die globale Finanzkrise wirkte als ein externer Schock, den Staaten zum 
Anlass dafür nahmen, in der post-Krisen-Phase ihre Autorität von privaten 
Akteuren wieder zurückzufordern. Der Prozess einer Neuverteilung von Auto-
rität zwischen staatlichen und privaten Akteuren war im Bereich des Finanz-
sektors fünf Jahre nach Ausbruch der Bankenkrise noch nicht abgeschlossen. 
Es kann somit noch nicht abschließend beurteilt werden, wie weitgehend 
dieser Prozess letztlich zu einer Stärkung staatlicher Autorität gegenüber 
transnationalen Akteuren geführt hat. Auf internationaler Ebene scheinen 
private Akteure auch weiterhin großen Einfluss auszuüben und sind als Ko-
Regulierer stark in das Regieren eingebunden. Insgesamt konstatiert der Bei-
trag, dass die Finanzkrise ab 2007 dem bis dahin wirksamen Transnationali-
sierungstrend zunächst ein Ende gesetzt hat. In den einzelnen Regelungsbe-
reichen des globalen Finanzsektors ist eine „Re-Staatisierung“ erkennbar, die 
sich mit der Weiterentwicklung des Financial Stability Forum zum jetzigen  
Financial Stability Board auch institutionell auswirkte. Innerhalb der National-
staaten hat sich der Staat bei der Regulierung der Finanzmärkte Kompeten-
zen zurückgeholt. In den USA äußerte sich diese Entwicklung mit dem vom 
Kongress verabschiedeten und 2010 von Präsident Obama unterzeichneten 
Dodd-Frank-Act.     

In zwei Fallstudien richtet der Beitrag einen fokussierten Blick auf spezifische 
Entwicklungen im Finanzsektor. Im Bereich der internationalen Eigenkapital-
regulierung (Fallstudie I) wird der Weg von Basel I (1988) bis zu Basel III 
(2010) aufgezeigt. War mit Basel II (2004) eine Transnationalisierung der Ei-
genkapitalregulierung verbunden, so verkörpert Basel III eine Neuverteilung 
von Verantwortung und die teilweise Rückeroberung von Verantwortung 
durch staatliche Akteure. Oftmals ist das Regieren dabei sehr von spezifi-
schen Interessen privater Akteure beeinflusst und vom Wissen der Experto-
kratie des Finanzsektors abhängig. Damit existiert für das Regieren in diesem 
Bereich ein hoher Legitimationsbedarf. Im Bereich der Geldwäschebekämp-
fung (Fallstudie II) stellt die Wolfsberg-Gruppe als Zusammenschluss privater 
Banken im letzten Jahrzehnt einen wichtigen Akteur dar, der die Rolle eines 
Ko-Regulierers einnimmt und die Akzeptanz für die Durchsetzung des 
„Know-your-Customer-Prinzips“ bei Banken erhöhte. 
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Menschenrechte  

Das transnationale Regieren im Bereich der Menschenrechte  wird von Lothar 
Rieth in Kapitel 5.3 behandelt. Beim Schutz der Menschenrechte handelt es 
sich um eine inhaltlich sehr breite Thematik, so dass der Schwerpunkt des 
Kapitels auf der Beteiligung transnationaler Akteure bei der Entwicklung und 
Umsetzung von Arbeits- und Sozialstandards liegt. Zunächst wirft der Beitrag 
einen Blick darauf, wie sich die Normen und Institutionen in der globalen 
Menschenrechtspolitik seit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
1948 entwickelt haben. Der Beitrag konstatiert, dass es bei der Umsetzung 
der Menschenrechte zum Teil große Defizite gibt. Diese Probleme existieren 
auch im Bereich der Arbeits- und Sozialstandards, die im Rahmen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (ILO) in vielen einzelnen zwischenstaatlichen 
Konventionen entwickelt worden sind. Die Wurzeln von völkerrechtlichen 
Normen im Bereich der Arbeits- und Sozialstandards reichen bis ins 19. Jahr-
hundert zurück. Die Beteiligung von nicht-staatlichen Akteuren war lange auf 
Unternehmensverbände und Gewerkschaften beschränkt, die zunächst vor 
allem auf nationaler Ebene an der Normgenese und -umsetzung mitwirkten. 
In den Entwicklungs- und Schwellenländern waren die Umsetzungsdefizite 
von Normen im Bereich der Arbeits- und Sozialstandards besonders gravie-
rend. Zivilgesellschaftliche Akteure wurden in den letzten Jahrzehnten zu-
nehmend Anwälte für die Umsetzung dieser Normen und übernahmen auch 
vermehrt die Rolle von Ko-Regulierern. Sie arbeiteten seit den 1990er Jahren 
in Multistakeholderinitiativen wie dem UN Global Compact mit und ermög-
lichten es, dass neben dem Interesse der Unternehmen und von Staaten auch 
zivilgesellschaftliche (und damit verbunden auch gewerkschaftliche) Interes-
sen in diesen Initiativen zur Geltung kamen. Damit kompensierten transnati-
onale NGOs teilweise die mangelnde Schlagkraft von Gewerkschaften auf 
transnationaler Ebene. Die Bereitschaft von transnationalen Unternehmen, 
zur Verwirklichung von Arbeits- und Sozialstandards beizutragen, war seit 
den 70er Jahren erst langsam und später etwas nachhaltiger gewachsen. Die 
Rio-Konferenz über Umwelt und Entwicklung von 1992 stellt den Beginn 
einer stärkeren Einbindung von transnationalen Unternehmen in die Umset-
zung globaler Normen zum Schutz der Umwelt und im Bereich der Arbeits- 
und Sozialstandards dar. Die lautstarke Kritik, die sich u. a. auf die unsozialen 
Arbeitsbedingungen richtete, die in jenen Produktionsstandorten von trans-
nationalen Unternehmen vorherrschten, die sich in Entwicklungs- und 
Schwellenländern befanden, setzte die „Multis“ somit unter verstärkten 
Handlungsdruck. Neue Formen des transnationalen Regierens ergänzen somit 
vor allem das zwischenstaatliche Regieren im Bereich der Arbeits- und Sozial-
standards.  

Diese Entwicklung wird an zwei Beispielen veranschaulicht. Die Internationale 
Arbeitsorganisation (ILO) eignet sich deshalb besonders als Fallbeispiel für das 
transnationale Regieren, weil sie keine klassische zwischenstaatliche Organi-
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sation darstellt. Vertreter eines Mitgliedstaates, von Arbeitgebern und Ge-
werkschaften stellen innerhalb einer jeweiligen staatlichen Verhandlungs-
delegation bei der ILO gleichberechtigte Teilnehmer dar. Dieses Prinzip des 
„Tripartismus“ hat zwar zu einer sachbezogenen Arbeit in den Gremien der 
ILO beigetragen. Die politische Bereitschaft zur Umsetzung von Arbeits- und 
Sozialstandards blieb aber begrenzt. Die zweite Fallstudie beschäftigt sich mit 
der Business Social Compliance Initiative (BSCI). Diese stellt eine privatwirt-
schaftliche Selbstregulierungsinitiative dar. Nach ersten Gehversuchen in 
Deutschland wurde BSCI im Jahr 2003 als eine gemeinnützige europäische 
Unternehmensvereinigung geschaffen, um eine einheitliche Auditierung und 
Qualifizierung von Lieferanten zu ermöglichen. BSCI hat einen Verhaltensko-
dex entwickelt, der alle wesentlichen ILO-Kernarbeitsnormen enthält. Die 
Zahl der Mitglieder der BSCI ist seit 2003 stark gewachsen, repräsentiert aber 
nur einen kleinen Bruchteil der für eine Mitgliedschaft in Frage kommenden 
Unternehmen.  Die von zivilgesellschaftlichen Akteuren geäußerte Kritik am 
BSCI konzentriert sich vor allem auf Aspekte mangelnder Input-Legitimität.            

Nicht-staatliche Gewalt und politische Ordnung 

Von den sonstigen empirischen Fallstudien in diesem Buch unterscheidet sich 
der in Kapitel 5.4 enthaltene Beitrag von Anja Jakobi in zweierlei Hinsicht. 
Der Beitrag konzentriert sich auf nicht-staatliche Gewaltakteure und nimmt 
damit eine Akteursgruppe unter die Lupe, die in den anderen Fallstudien (au-
ßer in dem von Melanie Coni-Zimmer verfassten Kapitel 5.5) überwiegend 
ausgeblendet bleibt. Außerdem analysiert das Kapitel den Beitrag, den diese 
Akteure als Ko-Regulierer oder in anderen Funktionen zur Herstellung von 
solchen Formen politischer und sozialer Ordnung leisten, die als problema-
tisch einzustufen sind (z. B. zu Gewaltkonflikten und kriminellen Netz-
werken). Zunächst wird gezeigt, wie nicht-staatliche Gewaltakteure in Kon-
kurrenz zum Staat treten und dessen Gewaltmonopol unterminieren. Sie 
werden sowohl als Problemverursacher und Adressat des Regierens (in ihrer 
Eigenschaft als Gewaltakteur) verstanden wie auch als Ko-Regulierer, indem 
sie (z. B. in Konfliktzonen) auf lokaler Ebene die öffentliche Ordnung sicher-
stellen. Für die Durchführbarkeit entwicklungspolitischer Projekte ist die Ko-
operation – oder zumindest die Duldung – dieser Akteure zum Beispiel dann 
erforderlich, wenn diese in den betroffenen Entwicklungsländern wichtige 
Ordnungsfunktionen ausüben.       

Der Beitrag befasst sich mit der Rolle privater Militär- und Sicherheitsdienst-
leister. Er veranschaulicht diese am Beispiel der südafrikanischen Firma Execu-
tive Outcomes (EO), die vor allem in Konfliktgebieten wie Angola und Sierra 
Leone für die dortigen Regierungen in Kampfeinsätzen gegen Befreiungsbe-
wegungen aktiv war. Die Beispiele zeigen, dass private Sicherheits- und Mili-
tärdienstleister die von Staaten bestellte Form von Sicherheit bereitstellen 
können. Aber Staaten können dabei auch in problematische Abhängigkeiten 
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von diesen Dienstleistern geraten. Für Staaten sind mit der Existenz von priva-
ten Sicherheits- und Militärdienstleistern aber auch zusätzliche Vorteile ver-
bunden. Sie können bestimmte Leistungen im Bedarfsfall „outsourcen“ und 
müssen die dafür erforderlichen Kapazitäten nicht ständig bereithalten. Prob-
lematisch zu bewerten ist andererseits, dass sich für Staaten mit dem Einsatz 
dieser Akteure die Möglichkeit bietet, den Kriegseinsatz intransparenter zu 
gestalten. In Afghanistan zeigt es sich aber auch, dass nicht-staatliche Ge-
waltakteure als Ergebnis jahrzehntelanger Beteiligung in einem Konflikt eine 
Funktion für die Herstellung politischer Ordnung zugewachsen ist, die auch 
in den Bemühungen zur Beendigung der Gewalt berücksichtigt werden 
muss. Die Staatsbildung hängt in diesem Fall auch ganz wesentlich vom Er-
folg der Einbindung dieser Akteure in einen dauerhaften Friedensprozess ab.  

Sicherheit 

Melanie Coni-Zimmer befasst sich in Kapitel 5.5 mit der Rolle von nicht-
staatlichen Akteuren innerhalb der Regelungsprozesse und -strukturen der 
Sicherheitspolitik. In diesem Bereich, der traditionell eine „Domäne“ staatli-
cher Politik darstellt, haben die Einbindung nicht-staatlicher Akteure und die 
Entwicklung des transnationalen Regierens später begonnen als in anderen 
Politikbereichen. Die Sicherheitspolitik stellt beim transnationalen Regieren 
zwar einen „Nachzügler“ dar, aber nach dem Ende des Ost-West-Konflikts 
unterlag die Sicherheitspolitik einem grundlegenden Wandel. Nicht-staatliche 
Akteure spielten vermehrt eine zentrale Rolle als (Mit-)Verursacher von Ge-
waltkonflikten. Nichtstaatliche bewaffnete Gruppen wurden daher auch zu 
Adressaten von Politiken der Vereinten Nationen, die auf die Verwirklichung 
des Gewaltmonopols in Bürgerkriegen abzielen. Der Staatszerfall in einzelnen 
Entwicklungsländern hat zu einer Erosion des Gewaltmonopols und zu einem 
Niedergang politischer Ordnung geführt, der u. a. auch die Wiederkehr der 
Piraterie auf den Weltmeeren befördert hat.  

Darüber hinaus thematisiert das Kapitel aber auch den Beitrag von nichtstaat-
lichen Akteuren für die Transformation von Gewaltkonflikten und für die 
nachhaltige Friedenssicherung in Post-Konflikt-Gesellschaften. Eng verknüpft 
damit ist auch eine Erweiterung des Sicherheitsbegriffs, der – wie im Konzept 
der Human Security zum Ausdruck kommt – die Bedeutung von ökonomi-
scher, ökologischer und sozialer Sicherheit bzw. von politischen Freiheitsrech-
ten betont. In Post-Konflikt-Gesellschaften müssen für die Sicherung des 
Friedens Ressourcen der Zivilgesellschaft mobilisiert werden, über die der 
Staat bzw. das zwischenstaatliche Regieren alleine nicht in ausreichendem 
Maße verfügen. Auch Unternehmen haben begonnen, gesellschaftliche Ver-
antwortung in Konfliktregionen zu übernehmen und wirken in transnationa-
len Governance-Mechanismen als Ko-Regulierer mit.  

Das Kapitel beschäftigt sich in zwei empirischen Fallstudien vertiefend mit 
dem transnationalen Regieren in der Sicherheitspolitik. Der erste Fall beschäf-
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tigt sich mit dem Beitrag, den nicht-staatliche Akteure zur Entstehung des 
Ottawa-Abkommens (1997) geleistet haben. In diesem Abkommen verpflich-
ten sich die Staaten auf ein umfassendes Verbot der Nutzung, Produktion, 
Lagerung und den Handel von Landminen. NGOs übernahmen im Politikpro-
zess eine Advocacy-Rolle. Die 1992 gegründete „Campaign to Ban Land-
mines“ (ICBL) bildete das Zentrum eines globalen Netzwerkes. Dieses Netz-
werk trug wesentlich dazu bei, dass die globale Aufmerksamkeit für die 
Thematik hergestellt wurde. Dies gelang insbesondere auch durch das spezi-
fische „Framing“ der Thematik, die vor allem als ein humanitäres Problem 
dargestellt wurde. Nach der Ottawa-Konvention wurde mit dem „Geneva 
Call“ überdies ein zusätzlicher Mechanismus für das Regieren in diesem Teil-
bereich entwickelt. Der Geneva Call zielt darauf ab, nichtstaatliche bewaffne-
te Gruppen als Regelungsadressaten auf die Einhaltung der Normen der 
Ottawa-Konvention zu verpflichten, die den Charakter einer zwischenstaatli-
chen Konvention hat. Die normative Bewertung fällt für die Ottawa-
Konvention und für den Geneva Call vor allem im Hinblick auf die Output-
Legitimität positiv aus. Beiden Governance-Systemen wird bescheinigt, dass 
sie zur effektiven Problembearbeitung beitragen. Probleme existieren aller-
dings noch im Bereich der Input-Legitimität.  

Ein zweiter Fall behandelt die Rolle von nichtstaatlichen Akteuren bei der 
Entwicklung eines globalen Zertifizierungssystems für Diamanten, das auf die 
Unterbindung des illegalen Handels und die Einbeziehung der Diamantenin-
dustrie abzielt. Dieser Mechanismus ist zwischen Staaten, NGOs und der Pri-
vatwirtschaft innerhalb des sogenannten „Kimberley-Prozesses“ entwickelt 
worden. Diese Akteure hatten sich in der südafrikanischen Stadt Kimberley 
im Jahr 2000 erstmals getroffen, um die Möglichkeiten eines Verbots  des 
Handels mit „Blutdiamanten“ auszuloten, nachdem erste zwischenstaatliche 
Regelungsansätze erfolglos geblieben waren.  Die normative Bewertung des 
Kimberley-Prozesses kommt – sowohl im Hinblick auf die Input- als auch auf 
die Output-Legitimität – zu einer gemischten Bilanz. Der Kimberley-Prozess 
hat zwar einen Beitrag zur Problemlösung geleistet, doch es werden auch 
kritische Fragen bezüglich der Effektivität aufgeworfen. Die mangelnde Ein-
beziehung der von den Regelungen des Kimberley-Prozesses betroffenen 
Akteure ist aus der Perspektive der Input-Legitimität ein Problem.  
 




